
Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Ireland 
(Irland), eingereicht am 16. August 2011 — Margaret 
Kenny u. a./Minister for Justice, Equality and Law 
Reform, Minister for Finance, Commissioner of An Garda 

Síochána 

(Rechtssache C-427/11) 

(2011/C 311/41) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Ireland 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Margaret Kenny, Patricia Quinn, Nuala Condon, 
Eileen Norton, Ursula Ennis, Loretta Barrett, Joan Healy, Kath
leen Coyne, Sharon Fitzpatrick, Breda Fitzpatrick, Sandra Hen
nelly, Marian Troy, Antoinette Fitzpatrick, Helena Gatley. 

Beklagte: Minister for Justice, Equality and Law Reform, Minister 
for Finance, Commissioner of An Garda Síochána 

Vorlagefragen 

1. Hat der Arbeitgeber, wenn der Anschein mittelbarer Entgelt
diskriminierung aufgrund des Geschlechts unter Verstoß ge
gen Art. 141 (jetzt Art. 157 AEUV) und gegen die Richtlinie 
75/177/EWG ( 1 ) des Rates vorliegt, zum Nachweis der sach
lichen Rechtfertigung 

a) die Verwendung der Vergleichspersonen auf den mit ih
nen besetzten Stellen, 

b) das höhere Entgelt für die Vergleichspersonen oder 

c) das niedrigere Entgelt für die Anspruchsteller 

zu rechtfertigen? 

2. Hat der Arbeitgeber, wenn der Anschein mittelbarer Entgelt
diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorliegt, zum 
Nachweis der sachlichen Rechtfertigung Rechtfertigungs
gründe hinsichtlich 

a) der von den Anspruchstellern ausgewählten Vergleichs
personen und/oder 

b) der Dienststellen von Vergleichspersonen im Allgemeinen 

anzuführen? 

3. Ist, falls Frage 2 Buchst. b zu bejahen ist, die sachliche 
Rechtfertigung nachgewiesen, auch wenn sie für die aus
gewählten Vergleichspersonen keine Geltung besitzt? 

4. Hat der Labour Court gemeinschaftsrechtlich fehlerhaft an
genommen, dass das „Interesse an guten Arbeitsbeziehun
gen“ bei der Prüfung der Frage, ob der Arbeitgeber den 
Entgeltunterschied sachlich rechtfertigen kann, zu berück
sichtigen sei? 

5. Kann, wenn der Anschein mittelbarer Entgeltdiskriminierung 
aufgrund des Geschlechts vorliegt, die sachliche Rechtfer

tigung unter Berufung auf das Anliegen des Beklagten hin
sichtlich der Arbeitsbeziehungen nachgewiesen werden? Ist 
ein derartiges Anliegen von irgendeiner Bedeutung bei der 
Prüfung der sachlichen Rechtfertigung? 

( 1 ) Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur An
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die An
wendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen (ABl. L 45, S. 19). 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal (England 
& Wales) (Civil Division), eingereicht am 16. August 2011 

— Purely Creative Ltd u. a./Office of Fair Trading 

(Rechtssache C-428/11) 

(2011/C 311/42) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Purely Creative Ltd, Strike Lucky Games Ltd, Winners 
Club Ltd, McIntyre & Dodd Marketing Ltd, Dodd Marketing Ltd, 
Adrian Williams, Wendy Ruck, Catherine Cummings, Peter 
Henry 

Beklagter: Office of Fair Trading 

Vorlagefragen 

1. Ist Nr. 31 des Anhangs I der Richtlinie 2005/29/EG ( 1 ) da
hin auszulegen, dass es einem Gewerbetreibenden verboten 
ist, Verbrauchern mitzuteilen, dass sie einen Preis oder einen 
sonstigen Vorteil gewonnen hätten, wenn der Verbraucher 
in Wirklichkeit in Bezug auf die Inanspruchnahme des Prei
ses oder eines sonstigen Vorteils dazu angehalten wird, Kos
ten, einschließlich geringfügiger Kosten, zu übernehmen? 

2. Für den Fall, dass der Gewerbetreibende dem Verbraucher 
für die Inanspruchnahme des Preises oder sonstigen Vorteils 
verschiedene Vorgehensweisen anbietet: Ist Nr. 31 des An
hangs I verletzt, wenn jegliche Möglichkeit des Verbrauchers, 
eine Handlung in Bezug auf die Inanspruchnahme — nach 
welcher Vorgehensweise auch immer — vorzunehmen, von 
der Zahlung eines Betrags oder der Übernahme von Kosten, 
einschließlich geringfügiger Kosten, durch den Verbraucher 
abhängig gemacht wird? 

3. Falls Nr. 31 des Anhangs I nicht verletzt sein sollte, wenn 
die Vorgehensweise bei der Inanspruchnahme des Preises 
oder sonstigen Vorteils für den Verbraucher bloß mit gering
fügigen Kosten verbunden ist: Wie soll das nationale Gericht 
feststellen, ob solche Kosten geringfügig sind? Müssen solche 
Kosten insbesondere in vollem Umfang dafür anfallen:
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